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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 201 

vom 10. Juli 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre Dr. D e u t s c h und 

H a u e i s sowie der Leiter des Staatsamtes für Volksernährung, ferner die 

Unterstaatssekretäre G l ö c k e l, M i k l a s und Dr. R e s c h. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 2: vom Staatsamte für "Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g; 

zu Punkt 4: die Beauftragten der Nationalversammlung beim interalliierten 

Heeresüberwachungsausschuss Abgeordneter S m i t k a und Abgeordneter B u c h i n g e r, 

vom Staatsamte für Äußeres: Gesandter I p p e n und Ministerialsekretär Dr. P a c h e r, 

vom Staatsamte für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten: Sektionschef S o c h o r, vom 

Staatsamte für Heerwesen: Oberst S c h n e l l e r und Oberst P f l u g, 

von der Hauptanstalt für Sachdemobilisierung: Dr. L e i f e r, Dr. O p p e n h e i m und Dr. 

H a a s, 

von den staatlichen Industriewerken: Generaldirektor L i n d e r, Generalsekretär Dr. 

G r ö g e r, Direktor-Stellvertreter F i s c h e r und Ing. N e r b. 

 

Vorsitz: 

Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 

09.00 – 11.30 

 

Reinschrift (6 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Geheimer Nachtrag zum KRP Nr. 201 über die Unterstellung des Kriegsmaterials unter die 

Kontrolle der interalliierten Überwachungsausschüsse (8 Seiten) 

 

Inhalt: 

1. Gesetzesvorlage über die Führung des Staatshaushaltes vom 1. August bis 
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31.Dezember 1920. 

2. Vollzugsanweisung, betreffend die Einreihung von Dienstorten in höhere 

Bezugsklassen. 

3. Beitritt der Staatsregierung zu mehreren von der Nationalversammlung beschlossenen 

Gesetzen. 

4. Stellungnahme der österreichischen Regierung zur Frage der Kontrolle der 

Verwertung des Kriegsmateriales durch die interalliierten Heeresüberwachungsausschüsse. 

 

Beilagen: 

Beilage (zum KRP) zu Punkt 5 betr. Anträge des StA. f. Äußeres Zl. 2622/Fra.-1920 über 

Anträge für den Kabinettsrat zum Beginn der Überwachungstätigkeit der interalliierten 

Kontrollausschüsse (4 Seiten, gedruckt, zweifach) 

Beilage (zum KRP) zu Punkt 5 betr. Abschriften der Übersetzungen einer Note des 

interalliierten Überwachungsausschusses vom 28. Juni (1 Seite, gedruckt), der Note des 

Obersten Barés, des Präsidenten des interalliierten Luftschiffahrtsausschusses vom 2. Juli (1 

Seite, gedruckt) und der Note Herrn Millerands an SC Eichhoff vom 10. Juni 1920 

Nicht behandelte Beilage betr. Schreiben des UStSekr. Miklas in Personalangelegenheit MR 

Egon Loebenstein (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 1 betr. Gesetzesvorlage der Staatsregierung über die Führung des 

Staatshaushaltes vom 1. August bis 31. Dezember 1920 (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 120.194 über den zweiten Nachtrag 

zum Besoldungsübergangsgesetz (13 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Entwurf der Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die 

Einreihung von Dienstorten in höhere Bezugsklassen (6 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Antrag des StA. f. Äußeres zur Klärung der prinzipiellen Fragen 

hinsichtlich der Durchführung der interalliierten Überwachung (1 Seite, handschriftlich 2 

Seiten) 

 

1. 

Gesetzesvorlage über die Führung des Staatshaushaltes vom 1. August bis 31. Dezember 

1920. 

Unter Hinweis auf den Ablauf des derzeit geltenden Budgetprovisoriums mit Ende dieses 

Monates unterbreitet Staatssekretär Dr. R e i s c h dem Kabinettsrate den Entwurf eines 

Gesetzes über die Führung des Staatshaushaltes vom 1. August bis 31. Dezember 1920 und 



201 - 1920 - 07 - 10 

3 
 

erbittet die Ermächtigung zu dessen Einbringung in der Nationalversammlung. 

Redner verweist insbesondere auf die beiden in der Gesetzesvorlage enthaltenen 

Kreditermächtigungen; er bemerkt dazu, dass die erste, auf Kreditoperationen bis zum 

Höchstausmaße von 4 Milliarden Kronen lautende Ermächtigung zur Bestreitung der durch 

die normalen Staatseinnahmen nicht gedeckten laufenden Ausgaben bestimmt sei, wogegen 

die zweite ( - ohne Bindung an einen Höchstbetrag - ) dem Staatssekretär für Finanzen die 

Möglichkeit bieten solle, die von der Reparationskommission laut ihrer Note über die 

Bedingungen der Kredithilfe der alliierten und neutralen Staaten verlangten Goldschatzbons 

für die ausländischen Lebensmittel-und Rohstoffkredite auszustellen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

2. 

Vollzugsanweisung, betreffend die Einreihung von Dienstorten in höhere Bezugsklassen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h berichtet, dass die vom Kabinettsrate in seiner gestrigen 

Sitzung eingesetzte Kabinettskonferenz zur Vorberatung des Entwurfes der 

Vollzugsanweisung, betreffend die Einreihung von Dienstorten in höhere- Bezugsklassen, bei 

ihrer noch am gleichen Tage abgehaltenen Beratung zu dem Einverständnis gelangt sei, dem 

Kabinettsrate die Annahme der Vorschläge des Staatsamtes für Finanzen zu empfehlen. 

Redner müsse betonen, dass der verschiedene Wert der Krone in den einzelnen Ländern und 

selbst innerhalb jedes Landes es geradezu unmöglich mache, alle Einreihungen den 

tatsächlichen Teuerungsverhältnissen entsprechend vorzunehmen. Sei es schon in 

Friedenszeiten nicht möglich geworden, genaue Haushaltungsstatistiken aufzustellen, die über 

die Teuerungsverhältnisse in den einzelnen Orten eine verlässliche Auskunft hätten geben 

können, so sei es heute vollkommen, ausgeschlossen, ein klares verlässliches Bild über diese 

Frage zu gewinnen. Dazu komme, dass auch rein äußerliche Umstände, wie beispielsweise 

der Charakter eines Dienstortes als Landeshauptstadt, eine nach den dort üblichen Preisen 

eigentlich nicht gerechtfertigte Höherreihung - schon aus politischen Erwägungen heraus - mit 

sich bringen. Die Folge davon sei, dass die Staatsangestellten in anderen Orten sich gegenüber 

diesen Fällen als benachteiligt erachten. Redner müsse infolgedessen bereits jetzt darauf 

aufmerksam machen, dass die Vollzugsanweisung in einer Reihe von Orten auf Widerspruch 

stoßen werde; der Kabinettsrat hätte daher vor ihrer Erlassung zu erwägen, ob er in der Lage 

sein werde, den einmal eingenommenen Standpunkt trotz des Drängens der Staatsangestellten 

auch wirklich aufrecht zu erhalten. Sollte der Kabinettsrat diese Festigkeit nicht in sich 

fühlen, wäre es nach Anschauung des sprechenden Staatssekretärs zweckmäßiger, schon jetzt. 
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in der Vollzugsanweisung die entsprechenden Abänderungen vorzunehmen. 

Die staatliche Finanzverwaltung müsse aber bei der Auffassung beharren, dass den 

unberücksichtigt gebliebenen Wünschen eine sachliche Berechtigung nicht innewohne und 

die Vollzugsanweisung in der vorgelegten Fassung soweit als es überhaupt möglich sei, die 

einzelnen Dienstorte untereinander tatsächlich in die richtige Relation setze. 

Der Kabinettsrat genehmigt die Einreihung der Dienstorte nach dem ihm vorliegenden 

Anträgen des Staatssekretärs für Finanzen und ermächtigt diesen, nach Abschluss der noch 

erforderlichen Vorarbeiten die Vollzugsanweisung in der von ihm vorgeschlagenen Fassung 

zu erlassen. 

 

3. 

Beitritt der Staatsregierung zu mehreren von der Nationalversammlung beschlossenen 

Gesetzen. 

Nach dem Vorschlage des Vorsitzenden erhebt der Kabinettsrat gegen das von der 

Nationalversammlung beschlossene Gesetz, womit einige Bestimmungen des Strafgesetzes 

abgeändert werden (St.G. Novelle vom Jahre 1920), sowie gegen das Gesetz, mit welchem die 

Regierung ermächtigt wird, ein Zahlungs- und Annahmeverbot zu erlassen, keine Vorstellung. 

Die beiden Gesetze sind sohin nach Gegenzeichnung durch die beteiligten Staatssekretäre 

den Präsidenten der Nationalversammlung zur Fertigung zu unterbreiten und sonach 

kundzumachen. 

 

4. 

Stellungnahme der österreichischen Regierung zur Frage der Kontrolle der Verwertung des 

Kriegsmateriales durch die interalliierten Heeres-Überwachungsausschüsse. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r erstattet im Gegenstande den diesem Protokoll als Beilage 

angeschlossenen Bericht und verliest die darin verzeichneten Anträge. 

Nach einer ausführlichen Debatte, welche streng vertraulichen Charakter trägt und in einer 

bei der Staatskanzlei verwahrten Protokollausfertigung niedergelegt ist, fasst der Kabinettsrat 

zu Punkt 1) des Berichtes folgenden Beschluss: 

„Unter Wahrung der Rechtsauffassung, dass die Kontrollrechte der interalliierten 

Überwachungskommissionen wie die gesamten Pflichten aus dem Friedensvertrage erst mit 

dem Tage der Ratifikation in Rechtskraft erwachsen, hat das Staatsamt für Heerwesen die 

Regierungsbeauftragten beim Heeresausschusse einzuladen, unter Zuziehung der nötigen, 

vom Staatsamt für Handel zu bestimmenden Experten der Hauptanstalt für 
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Sachdemobilisierung, der staatlichen Industrie werke, dann von Experten des Militär-

Liquidierungsamtes und eventuell des Staatsamtes für Heerwesen selbst unverzüglich mit 

General Z u c c a r i Verhandlungen zu treten, um über alle mit der Durchführung der 

Überwachung zusammenhängenden prinzipiellen Fragen ein Einvernehmen zu erzielen, durch 

welches die tunlichste Wahrung der industriellen Interessen bei der Kontrolle gewährleistet, 

im übrigen aber die Durchführung des Friedendertrages beschleunigt wird.“ 

Die Feststellung des Wortlautes der Antworten an Ministerpräsidenten M i l l e r a n d und 

General Z u c c a r i wird unter Bedachtnahme auf die in der Debatte hervorgekommenen 

Gesichtspunkte dem Staatsamt für Äußeres überlassen. 

Die Beschlussfassung zu Punkt 2 entfallt im Hinblicke auf die Erklärung des 

Staatssekretärs Dr. R e n n e r, dass nach einer Mitteilung des Generals Z u c c a r i die zweite 

Staffel der interalliierten Kontrollausschüsse sich bereits auf dem Wege nach Wien befinde 

und daher eine Vorstellung, wie sie der Antrag vorsehe, keinen Erfolg mehr hätte. 

Bezüglich des Punktes 3 wird der Antrag des Staatsamtes für Äußeres zum Beschluss 

erhoben. 
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[KRP 201, 10. Juli 1920, Stenogramm Groß] 
 
201. Sitzung, 10. Juli '20. 
 
1. 
Reisch: [Ich] bitte um die Ermächtigung, ein neues Budgetprovisorium [einzubringen], 

welches außerordentlich dringlich erscheint, da die nächste Sitzung erst Dienstag ist 
und ich dann diese Vorlage einbringen muß, um sie im Plenum nächste Woche 
fertigstellen lassen zu können. Es ist notwendig, für die ungestörte weitere 
Entwicklung des Finanzdienstes Sorge zu tragen. Es soll den normalen Text aufweisen, 
heikel ist nur die Frage der Kreditermächtigung. 

Ich habe für Juli eine solche von 2 Milliarden im Ausschuß durchgesetzt gehabt, 
gegenüber einem nach dem Vorjahresbudget sich ergebenden Anteil von 5,3 
Milliarden. Denn das Gesamtdefizit ist 10,3 Milliarden und nach dem das Provisorium 
im großen und ganzen auf den bisherigen Ziffern beruhen muß, würde es begründet 
sein, dieselbe Kreditermächtigung anzufordern. Nun steht die Sache aber so, daß wir 
derzeit keinen Überblick über die Entwicklung des Budgets 20/21 - noch nicht haben, 
aber aus den Anforderungen der verschiedenen Ressorts eine Steigerung [des Defizits] 
ersehen, weil die neuen Steuern noch nicht eingesetzt werden können - ich kann daher 
noch nicht [mit] einem Steuereingang rechnungsmäßig rechnen. Außerdem ist es 
unmöglich, daß wir im November oder Dezember, wo das neue Parlament seine 
Tätigkeit aufgenommen haben sollte, die Kredite prolongieren und - [um] das Defizit 
zu decken. 

Daher wäre eine Aufrundung der Kreditermächtigungsziffer am Platz. Eine zu 
weitgehende Erhöhung würde [allerdings] eine zu ungünstige Wirkung auf die 
Öffentlichkeit und die Entwicklung des Geldwesens herbeiführen. [Ich] beantrage 
daher 6 Milliarden als Aufrundung mit einem kleinen Sicherheitskoeffizienten. 

Hierbei muß aber klargestellt werden, wie die Kredite für die Lebensmittel- und 
Rohstoffbezüge der Entente zu behandeln sind. Nach dem Friedensvertrag und den 
Abmachungen über die Kredite haben wir nun Goldbons auszufertigen und für deren 
Ausfertigung brauche ich eine formale Ermächtigung. Ich muß aber sagen, daß diese 
Kredite, welche für Lebensmittel und Rohstoffe in Waren gewährt werden, in keiner 
Weise zur Deckung des budgetmäßig ungewissen Defizits dienen. Ich muß eine 
Bestimmung über diese Kredite ins Provisorium bringen und - welche sagt, daß sie 
nicht einzurechnen sind in die Kreditermächtigung von 6 Milliarden. Daher Punkt 4 in 
§ 2. 

Mayr: Die Notwendigkeit dieser Vorlage ist evident. Ermächtigung auf [ein] 5-monatiges 
Provisorium mit den aus der Natur der Sache sich ergebenden Ergänzungen in § 2, 
Punkt 4. 

 
 
2. 
Reisch: Bericht über das Ergebnis der Kabinettskonferenz. Der Vertreter des Staatsamtes für 

Finanzen hatte bei dieser Beratung Gelegenheit, die Gesichtspunkte seiner 
Vollzugsanweisung zu entwickeln. Es wurde betont, daß die hier geforderte Aufgabe 
eigentlich ein gänzlich unlösliches Problem darstellt, da sich irgendwelche positiven 
absolut verläßlichen Grundlagen für die Beurteilung der Teuerungsverhältnisse in den 
verschiedenen Orten nicht finden lassen. Haushaltungsstatistiken über die 
Teuerungsverhältnisse waren im Frieden schon unmöglich und sind heute, wo der 
Kronenwert und die Preise von Ort zu Ort und Woche zu Woche schwanken, gänzlich 
unmöglich. 
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In den verschiedenen Ländern sind die Verhältnisse sehr verschieden und wir 
würden nicht fehl gehen mit der Behauptung, daß Oberösterreich derzeit das billigste 
[Land ist] und von dort aufgebaut werden müßte. Es würde sich daraus ergeben, daß 
in Oberösterreich die Höherreihungen die geringste Zahl von Fällen umfassen und es 
hätte begonnen werden müssen mit der Tatsache, daß Linz unter allen Hauptstädten 
die billigste ist. Aus politischen und Rechtskontinuitäts-Gründen ist es [aber] 
undurchführbar, Linz anders zu behandeln als die anderen Landeshauptstädte, welche 
immer in der gleichen Kategorie waren. Linz läßt sich eine Verschiebung nicht 
gefallen. 

Infolge[dessen] sind wir dazu gelangt, eine Reihe von Orten in Oberösterreich, 
welche nicht billiger sind als Linz, in die Kategorie Ia einzureihen und von da war die 
Marschroute gebunden. Diese Höherreihung in Oberösterreich hatte die Bewilligung 
von Höherreihungen in anderen Ländern zur Folge. Es erübrigte nur ein Abwägen der 
Daten der einzelnen Orte und Bezirke. Es wurde dies in mühevollen Verhandlungen 
mit den Landeskommissionen durchgeführt, [wobei] die Landeskommissionen, welche 
eigentlich reine Interessentenvertretungen sind, sie bestehen aus Vertretern der 
Beamtenorganisationen, ziemlich liberal in der Höherreihung waren. 

Die Anträge haben daher weite Dimensionen angenommen. Während die 
Höherreihung nach dem Gesetz eine Ausnahme sein soll, haben die 
Landeskommissionen bis zu 85 % aller Orte für [eine] Höherreihung beantragt. 
Demgegenüber mußte die Finanzverwaltung [eine] gewisse Einschränkung 
vornehmen. In der Hauptsache ist ein Einverständnis mit den Landeskommissionen 
gelungen, es blieben aber in jedem Land einzelne Orte noch strittig. Insofern als die 
Landeskommissionen auf der Höherreihung im Interesse ihrer Mandanten beharrten, 
während die Finanzverwaltung zur Erkenntnis kam, daß hier eine Höherreihung nicht 
begründet wäre. 

Die Organisationen haben dann alle Verantwortung abgelehnt und [eine] 
Streikbewegung in Aussicht gestellt. Ich weise darauf besonders hin und - [um] dem 
Kabinettsrat die Möglichkeit vor Augen zu führen, daß die Verordnung zu 
Weiterungen mit den Beamten einzelner Orte führen wird, aber das ist bei jeder 
Regelung der Bezüge von Staatsangestellten nicht ausgeschlossen. Diese Möglichkeit 
könnte nur durch kolossale finanzielle Opfer erkauft werden, muß [so]mit 
hingenommen werden. Zur Wahrung der Autorität der Regierung muß es 
ausgeschlossen bleiben, daß die Vollzugsanweisung, welche hinausgegeben wurde, 
nachträglich über partielle Vorkommnisse einer Änderung unterzogen wird. Die 
Regierung muß sich über die Tragweite klar werden und darf sich nicht durch solche 
Vorkommnisse bestimmen lassen, von dem Beschluß abzugehen. 

Das war auch die Anschauung der Kabinettskonferenz. Nach reiflicher 
Durchberatung hat sich die Konferenz dahin geeinigt, daß im Hinblick darauf, daß die 
Finanzverwaltung die Einreihung in objektivster und sorgfältigster Weise 
vorgenommen hat und es der Kabinettskonferenz wie dem Kabinettsrat unmöglich ist, 
eine Beschlußfassung hinsichtlich der einzelnen Orte zu fassen, das Operat der 
Finanzverwaltung unverändert dem Kabinettsrat zur Annahme zu empfehlen. 

Wir dürfen uns nicht dadurch irritieren lassen, daß ein Mitglied die Verhältnisse in 
einem Ort besonders gut kennt und für ihn eine besondere Teuerung behauptet. Die 
Reihungen sind ?nur relative Reihungen und wenn man nicht die Verhältnisse in allen 
Orten kennt, kann man keine richtige Einreihung hinsichtlich aller Orte treffen. 

[Ich] bitte, der Kabinettsrat möge den Entwurf der Finanzverwaltung unverändert 
annehmen. 

Genehmigt. Der Staatssekretär ist ermächtigt, die Verordnung hinauszugeben. 
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3. 
Mayr: Beitritt zu zwei Gesetzen. 
 
 
4. 
Renner: [Ich möchte darauf hinweisen, daß] mit der Aufnahme der Überwachungstätigkeit 

der in[teralliierten] Kontrollausschüsse sehr wichtige volkswirtschaftliche Interessen 
verbunden sind. Es hat [eine] zwischenstaatsamtliche Besprechung stattgefunden, 
welche keine Übereinstimmung über die vorliegenden Anträge erzielt hat. Der 
Kabinettsrat wird entscheiden müssen. 

[Das Staatsamt für] Äußeres stellt [sich] natürlich und folgerichtig auf den 
Standpunkt, daß der Friedensvertrag und die von einem - in seinem Gefolge 
getroffenen in.[teralliierten] Anordnungen erfüllt werden müssen. [Von den 
Staatsämtern für] Handel und Heer[wesen] werden dagegen Einwendungen erhoben. 
Diese Gegensätze können nur im Kabinettsrat ausgetragen werden. Ich habe daher 
gebeten, daß die Staatsämter eine Delegation hersenden und besonders die 
Sachdemobilisierung vertreten ist. 

Zu Punkt 2 [zu] bemerken ist - betreffend die Heranziehung der zweiten Staffel der 
interal[lierten] Ausschüsse - [erklärte] Z.[uccari], welcher dem 
Heereskontrollausschuß vorsteht, daß diese schon am Wege sei und daher [eine] 
Änderung nicht mehr möglich sei. Für die Beschlußfassung ganz entscheidend sei, daß 
die R[atifikations]urkunden am 16. in Paris ausgetauscht und hinterlegt und damit der 
Friede in Kraft tritt. Ein Aufschub ist nicht mehr gut möglich. Ich möchte kurz 
erinnern, worum es sich handelt und die Anträge des Äußern verlesen. 

Z.[uccari] hat [darauf] hingewiesen, daß er schon viele Wochen in Wien ist, keine 
Möglichkeit der Tätigkeit sieht und der Zustand unerträglich ist. Er hat gesagt, es ist 
so, daß die Überwachungstätigkeit nicht wirksam geworden ist. Er verlangte, daß der 
Termin festgesetzt wird, von dem an die Veräußerung von Kriegsmaterial und die 
Umarbeitung nur aufgrund der Zustimmung der Kommission erfolgen können; daß 
endlich die Inventare vorgelegt werden, welche die tatsächlichen Bestände 
nachweisen - Inventare, dessen was verkauft ist, was da ist [und] schon inventarisiert 
ist und eine Umschreibung dessen, was da ist, aber noch nicht inventarisiert ist, damit 
mit der gemeinsamen Hilfe der ausländischen Kommission die Inventarisierung 
vorgenommen werden kann. 

Nach den Verhandlungen in Spa ist es zwecklos, weiter zu widerstreben. Wir 
müssen nur trachten, die Interessen der Industrie zu schützen und zu verhüten, daß 
Materialien, welche als Rohstoff verwendet werden könnten, ins Ausland gehen. 

Die Antwort muß bis Dienstag erteilt werden. 
Sochor: Für die sofortige Einstellung der Verarbeitung des Kriegsmaterials, was die Entente 

als solches auffaßt - [dies] würde unsere industrielle Tätigkeit, besonders die 
staatlichen Industriewerke, lahmlegen. 

Nach dem Dafürhalten des Staatsamtes für Handel ist der einzig mögliche Weg, der 
zu praktischen Ergebnissen und [einer] Befriedigung der Entente führen könnte, [der], 
welchen B.[arès] vorschlägt, die Zusammensetzung einer Kommission. Diese 
Kommission hätte die Beschlüsse zu fassen in den in Betracht kommenden Fragen, 
dann wäre im gegenseitigen Einvernehmen das praktisch Mögliche durchzusetzen. 

Der Vorschlag eines Termins für die Veräußerung und Umarbeitung scheint nicht 
praktikabel. [Man sollte sagen]: Die österreichische Regierung sieht durch die 
Forderung des Obersten B.[arès] ein praktisches Mittel in die Hand gegeben, um die 
Frage zu lösen ohne daß die industrielle Tätigkeit und schließlich auch das Geschäft 
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der Sachdemobilisierung gefährlich tangiert wird. 
Der Vorschlag hat den Vorteil, daß er von der Linie der Note Millerands an 

Eichhoff abweicht. Es hätten [nach dieser] nur die Kontrollorgane der Entente zu 
entscheiden. Davon ist in dem Vorschlag einer gemischten Kommission abgewichen. 

Das Staatsamt für Handel glaubt, daß die Note [dahingehend] zu beantworten sei, 
des Millerand und Z.[uccari], daß die österreichische Regierung strenge Weisungen 
geben wird, um in Aussprache [und] in Fühlungnahme mit den militärischen 
Kontrollkommissionen alles vorzukehren, damit ehestens die Durchführung des 
Friedensvertrages ins Werk gesetzt wird. 

Smitka: Um in der Sache klar zu sehen, ist es nötig, daß ich - soweit als möglich ein Bild über 
die Frage zu geben. Wir sind bis heute auf dem Standpunkt gestanden, daß die 
Bestimmungen des Friedens erst mit der Ratifikation wirksam werden. Bis dorthin 
haben wir freie Hand, das Kriegsmaterial zu verkaufen und zu verarbeiten. Der 
Großteil des reinen Kriegsmaterials wurde schon durch den Waffenstillstandsvertrag 
von den Ententemächten erfaßt und zur Ablieferung gebracht. Der Rest ist großteils 
Kriegsmaterial, welches diesen Charakter nicht eigentlich trägt, sondern es sind 
Materialien aller möglichen Art, welche auch zu friedlichen Zwecken oder als 
Rohstoffe verwendet werden können. Bis zur R[atifikation] haben wir das 
Kontrollrecht und die Einschränkung des Verfügungsrechtes des Staates negiert. Die 
Errichtung der Sachdemobilisierung an sich, welche beauftragt ist, das Material zu 
veräußern, ist eine Bestätigung dieses Standpunktes. 

M.[illerand] sagt, daß die österreichische Regierung sofort einen Tag bekannt zu 
geben habe, an dem die Veräußerung und Verarbeitung des Kriegsmaterials 
eingestellt wird und über das ganze Kriegsmaterial eine Kontrolle bestellt wird durch 
die Überwachungskommission, welche erst alles Kriegsmaterial erfassen, niederlegen 
und bestimmen soll. Es wurde weiters verlangt, daß dann durch die Kommission das 
Material gesondert wird nach Kriegsmaterial und anderem. Das Kriegsmaterial, das 
nur zu Kriegszwecken verwendet werden kann und solches, das auch zu anderen 
Zwecken verwendet werden könnte. Die Scheidung soll sofort, noch vor der 
R[atifikation] erfolgen. Das eigentliche Kriegsmaterial soll entweder der Entente 
abgeliefert oder zerstört werden. Es soll aber beides - das Kriegsmaterial a) und b) - 
soll berechnet [werden] und mit diesen Beträgen sollen wir belastet werden. 

Nun hat die Kommission hier, die Militärüberwachungskommission zu dieser Sache 
noch eine Verschärfung gegeben und gesagt, die Entscheidung darüber, was 
Kriegsmaterial a) und b) ist, wird gefällt von den Offizieren der Kommission. Diese 
Offiziere haben auch das Recht, wenn bei der Scheidung irgendwelche sekundären 
Forderungen entstehen, auch diese zu stellen. 

Als Beauftragte der Regierung gegenüber den Militärkommissionen haben wir den 
Standpunkt eingenommen und nehmen ihn ein, daß wir negieren das Recht der 
Entente, vor der R[atifikation] des Friedens überhaupt solche Bestimmungen zu 
treffen, eine Kontrolle vor der R[atifikation] durchzuführen und es ist noch die Frage 
offen, ob nach dem Frieden alles das, was als Kriegsmaterial angesehen werden 
könnte, wirklich auch Kriegsmaterial im engsten Sinn ist. 

Wir haben auch dagegen Stellung genommen, daß der einzelne Offizier allein der 
fremden Macht darüber beschließen kann, was Kriegsmaterial a) und b) ist noch 
mehr, daß er allein das Recht haben soll, sekundäre Forderungen zu erheben. Wir 
haben verlangt, daß die Sortierung erst nach der R[atifikation] stattfindet unter 
Zuziehung unserer Sachverständigen. Unsere Sachverständigen sollen gegen 
sekundäre Forderungen Einsprüche erheben können und [befugt sein], bei der 
Scheidung in a) und b) Einspruch zu erheben. Wir können es nicht dem Belieben eines 
einzelnen Entente-Offiziers anheim stellen. 
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Wir haben schon ein Präjudiz durch den Lufag-[Vertrag]. Dort ist die Sache schon 
durchgeführt worden. Dort haben die französischen Offiziere schon zugegeben, daß zu 
den Offizieren, welche die Beurteilung bei der Lufag machen, zwei österreichische 
Sachverständige mitwirken, so daß die Frage im Verhandlungsweg bereinigt wird. 
Dieses Präjudiz sollen wir auch auf die anderen Gebiete ausnützen. 

Nun wird die große Frage entstehen, ob die Entente ein Recht hat nach dem 
Frieden, auf alles das, was man unter Kriegsmaterial einreihen kann, die Hand zu 
legen und zu sagen, die Verarbeitung sei unberechtigt gewesen, ebenso das Verkaufen. 
Wenn wir einige Tage vor der R[atifikation] des Friedens dieses Recht aufgeben und 
das geschieht durch die Note des Äußeren, so scheint uns, daß wir damit unseren 
bisher hartnäckig vertretenen Standpunkt in der letzten Stunde aufgeben. Dagegen 
haben wir Stellung genommen. 

Wir haben in der Besprechung gesagt, die Organisierung der Kontrolle, welche 
durchgeführt wird mit der R[atifikation], wird ohnehin eine Zeit in Anspruch nehmen. 
[Man sollte sagen]: Wir sind bereit, sofort daran zu gehen, die systematische 
Organisierung der Kontrolle durchzuführen und die Besprechung so vorzubereiten, 
daß sofort mit dem Tag der R[atifikation] die Kontrolle durchgeführt werden kann. 

Wir könnten weiters der Entente sagen, es liegt an der En[tente], daß der 
Friedensvertrag in kurzer Zeit ratifiziert wird. Die Frist - Würde heute der Friedens 
r.[atifiziert], braucht die Organisation noch eine Kontrolle, besonders dann, wenn wir 
den Standpunkt vertreten, daß nicht der einzelne Offizier zu entscheiden hat, sondern 
auch österreichische Sachverständige mitzuwirken haben. Darum bekämpfen wir den 
Standpunkt des Äußeren. 

Wir haben noch Einwendungen dagegen [erhoben] und zwar umso mehr als wir an 
die Botschafterkonferenz, an die Überwachungskommission und durch sie an die 
Botschafterkonferenz gegen den Rechtsstandpunkt, welcher in der Note M.[illerands] 
Ausdruck gegeben wird, auch eine Rechtsverwahrung eingelegt und unseren 
Rechtsstandpunkt dargelegt haben. Auf diese Note ist noch keine Antwort gekommen. 
Das ist ein Moment, das wird berücksichtigt werden müssen. 

In Übereinstimmung mit dem - verschiedenen anderen Staatsämtern und 
Industrievertretern und [Vertretern der] Sachdemobilisierung [sind wir] zur 
Interpretierung gekommen, es sei die Note des Staatsamtes nicht in dieser Art zu 
fassen, sondern in der Art, daß höflich gesagt wird, wir beharren auf unserem 
Standpunkt und es liegt in der Macht der Entente den Frieden zu r[atifizieren] und wir 
sind bereit, alle Vorarbeiten zu treffen, um mit dem Tag der R[atifikation] die 
Kontrolle aktivieren zu können. 

Die Klage Z.[uccaris], daß er keine Antwort bekommt, hat gewiß manches für sich. 
Aber es steht so, daß die Kommission in einigen Tagen so viele Fragen verfaßt hat, 
daß wir beim besten Willen sie nicht rasch beantworten können. Es wurde auch 
erwogen, bei einzelnen dieser Fragen, ob es in unserem Interesse liegt, die Sache zu 
beschleunigen. Im Heerwesen haben wir mit Oberst Schneller und Pflug vereinbart, 
daß alle möglichen Wege der Abkürzung des Verfahrens zur Antworterteilung 
eingeschlagen werden, [es] außerhalb des gewöhnlichen Geschäftsganges in den 
Ministerien erledigt wird und die Fragen so rasch und umfassend als möglich erledigt 
werden. Z.[uccari] hat in den letzten Tagen eine Reihe von Antworten bekommen, wir 
haben jetzt neuerlich mit Z.[uccari] besprochen, daß alles rasch beantwortet werden 
soll. Aber es ist schwer, weil zahlreiche Erhebungen notwendig sind, die kurzerhand 
nicht gemacht werden können. Wir haben das Bestreben, alle Fragen rasch zu 
erledigen. 

In der Sache selbst sollten wir die wenigen Tage bis zur R[atifikation] zuwarten. 
Zwangsmaßregeln sind deswegen wohl kaum zu erwarten. Die Note des M.[illerand] 
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ist am Anfang eine [...], am Ende eine [...]. 
Miklas: Wer ist der Oberst Barris [r: Barès]? Soviel ich entnehme, ist das ein Franzose, 

welcher mit der Lufag zusammenhängt und mit dem bereits eine Übereinkunft erfolgt 
ist, daß auch wir durch Fachmänner auf dem Gebiet des Luftfahrtwesens mitzureden 
haben. Denselben Vorgang wünschen alle Staatsämter für die allgemeinen 
Übereinkommen und [er soll für] die Veräußerung und Überwachung des 
Kriegsmaterials zur Grundlage genommen werden. Dem Oberst B[arès] stelle ich 
gegenüber die Note M[illerands]. M[illerand] steht nicht im eigenen Namen uns 
gegenüber, sondern namens der Entente. Hinter B[arès] steht niemand, hinter 
M[illerand] steht die Botschafterkonferenz, die heutigen Machthaber der Welt. 
Demgegenüber kann das niedergeworfene Österreich nichts machen. Mit der Note 
M[illerands] ist auch der Vorgang des B[arès] außer Kraft gesetzt, wenigstens 
rechtlich. Sie binden und verpflichten sich auf den Vorgang [des] B[arès] nicht. 

[Etwas] anderes ist die Frage, ob sie nicht faktisch darauf eingehen. Wenn wir den 
Standpunkt der Macht der Entente anerkennen, ist es möglich, daß die Entente 
bezüglich des gesamten übrigen Kriegsmaterials gnadenweise denselben Vorgang wie 
B[arès] bei der Luftfahrt einschlägt. 

Die rechtlichen Verhältnisse sind, daß die Entente vor der R[atifikation] kaum ein 
Recht hat, in die Überwachung des Kriegsmaterials sich hineinzumischen und daß 
auch [hinsichtlich] der Form, wie das nach der Ratifikation erfolgen wird, mindestens 
zweifelhaft ist, ob das Kontrollrecht der Entente so weit geht, als sie die 
Friedensbedingungen auslegt. Vor einem i.[nternationalen] Gerichtshof, wenn ein 
solcher bestünde und dieser eine Macht hätte, [könnte das] mit Erfolg angezweifelt 
werden. Das nützt aber nichts an der Sache, daß wir einem Machtdiktat der Entente 
gegenüber stehen, welches schon stärkere zu Boden geworfen hat, in Spa das 
Deutsche Reich. 

Die Äußerungen Sm[itkas] und Sochors stimmen ganz und gar mit meinem Gefühl 
überein. Es ist der Aufschrei des empörten österreichischen Gemüts über eine 
Verletzung des Rechtes. Aber für eine Regierung muß es andere Gesichtspunkte geben. 
Genauso wie wir das Machtdiktat des Friedens anzunehmen [hatten], so werden wir 
auch jetzt das Diktat annehmen müssen. Es handelt sich höchstens um die taktische 
Frage, soll es gleich oder erst nach der R[atifikation] geschehen. Die Entente kann es 
auch früher erzwingen oder [...] Folgen für ganz Österreich durchzuführen. 

Ich wäre dafür, den Antrag Renners schweren Herzens mit innerer Empörung und 
unter Wahrnehmung der Entente gegenüber unseres Rechtsstandpunktes und unserer 
Rechtsauffassung zuzustimmen. Man soll [in] der Note sagen, daß wir keine 
Verpflichtung haben, ihr Diktat auszuführen; daß es erst nach der R[atifikation] 
geschehen könnte; daß wir aber der Macht weichen und wir daraus das moralische 
Recht ableiten, daß die Entente in der Form der Durchführung ebenso entgegenkommt 
wie es seitens B[arès] bei der Lufag geschehen ist. 

Smitka: Die Sache mit B[arès] ist keine Anordnung der Entente, sondern eine Übereinkunft 
mit der hiesigen Kommission. Wir sprechen darüber am besten nichts, sondern 
besprechen es mit der hiesigen Kommission. 

Renner: Die bisherige Taktik der Regierung und die Notwendigkeit ihrer Änderung bei der 
Beantwortung der Note M[illerands] und der Zuschrift des in[teralliierten] 
Heeresüberwachungsausschusses. 

Der Rechtszug ist, daß der Heeresüberwachungsausschuß unter Z.[uccari], der 
Marineüberwachungsausschuß unter Can[ciani] und der Luftfahrtausschuß unter 
B[arès] sind die drei Kontrollkommissionen zur Durchführung des Friedensvertrages. 
Sie stehen unter der Botschafterkonferenz und sind die ausführenden Personen 
M[illerands]. Es besteht kein Gegensatz zwischen diesen Organen. 
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Wir hätten eigentlich das, was die Kommissionen vorschreiben erfüllen sollen. Wir 
haben uns damals entschlossen, die Einwendung zu machen, der Frieden ist noch 
nicht r[atifiziert] und sonst Schwierigkeiten zu machen, in der Absicht inzwischen zu 
verkaufen, was möglich ist. Ich weiß nicht, inwieweit die Absicht erfüllt wurde. Das 
Heeresamt hat die Materialien, die es nicht zur Herstellung der eigenen Wehrmacht 
braucht, der Sachdemobilisierung übergeben. Das Staatsamt für Handel hat einen Teil 
der Sachdemobilisierung zugeführt, einen anderen den staatlichen Industriewerken, 
einen Teil verkauft. Beim Heeresamt befindet sich nur der geringste Bestand. Zum 
Schutz der Industrie haben wir uns gewehrt und da B[arès] gar besonders rasch ins 
Zeug ging, haben wir ihm gegenüber eine passive Resistenz geübt und dann das 
Übereinkommen getroffen, daß eine Kommission eingesetzt wird, wo unsere Vertreter 
mitsprechen. 

Das wird auch von den anderen Kommissionen zu haben sein. Z[uccari] wünscht 
gar nicht, daß seine Kommission etwa direkt und unmittelbar eingreift, sondern er will 
auch haben eine zuständige Stelle von unserer Seite, mit der er direkt verhandelt und 
mit der zusammen er die Sache führt. Er konnte bisher kein Material bekommen, 
welches ihm einen klaren Einblick in das, was zu haben ist und was nicht zu haben ist 
- bekommen könnte. 

Wir haben einmal die Rechtsposition bezogen, der Frieden ist noch nicht 
r[atifiziert], es gilt der Waffenstillstand, zwischen beiden klafft eine Lücke. In der 
Zwischenzeit können wir alles verkaufen, was nicht durch den Waffenstillstand 
gebunden ist. Der Waffenstillstand enthält kein Veräußerungsverbot, inzwischen 
veräußern wir. Dieser andere Moment ist nun da, weil am 16. r[atifiziert] wird. Das 
sind sechs Tage, es ist keine Zeit mehr zu verlieren. 

Welche Taktik soll man einschlagen? Das ist eine Gewissens- und 
Verantwortungsfrage. Man kann die passive Resistenz forttreiben, aber man hat nichts 
davon, denn verkaufen kann man doch nicht mehr mit gutem Gewissen. Wir haben die 
Auffassung geäußert, alles zu verkaufen, was man mit gutem Gewissen verkaufen 
kann. Was geschehen ist vom Staatsamt für Handel und [von der] 
Sachdemobilisierung, weiß ich nicht. Es sollten die vorbereiteten Verträge 
abgeschlossen werden, die Verbindungen beschleunigt werden. 

Es handelt sich um die Frage, soll man nicht das, was man muß, freiwillig machen, 
was eine günstigere Position macht, als wenn man das Notwendige nur zögernd tut? 
Weiters müssen wir uns darüber klar werden, ob wir nicht in der äußeren Form 
anders vorgehen, ob wir nicht freiwillig Einblick bieten können, damit wir in der Lage 
sind, unseren guten Glauben zu beweisen. 

Miklas hat auf die Note M[illerands] hingewiesen vom 10. Juni, die vom 25. Juni 
und 2. Juli wurden nicht berücksichtigt. Die Note Millerands dokumentiert einen 
Unterschied in unserer Behandlung und jener der Deutschen. Sie sagt, daß uns - [wir] 
das Material zur Verarbeitung für Friedenszwecke behalten können. Auch die 
Kommission scheint die Instruktion zu haben, uns möglichst viel zu lassen. Man soll 
ihnen das erleichtern in der Gebarung. Sie kosten uns viel Geld. 

Mit der R[atifikation] hat eine Änderung des Verhaltens einzutreten. Die Antwort 
müßte jetzt dahin lauten, daß nach der - [unserer] Rechtsauffassung bis zur 
R[atifikation] die Freiheit des Verkaufs bestand, daß am 16. dieser Stichtag gegeben 
ist. Wir können den 16. als Stichtag nehmen, von dem an jede Verarbeitung und 
Veräußerung ohne Genehmigung unzulässig ist. Bezüglich der Verarbeitung müßte für 
den 16. festgehalten werden, daß sie, wenn sie fortlaufend erfolgen soll, das Material 
nicht solange gesperrt bleiben kann bis die Kommission kommt, daher eine 
hinterherige Genehmigung der Verarbeitung notwendig sein wird, um die Produktion 
aufrecht erhalten zu können. 
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Ist die Hauptanstalt für Sach[demobilisierung] ganz konkret in der Lage, der 
Kommission zur Verfügung zu stellen ein I.[nventar] der veräußerten [Materialien], 
der vorhandenen und eine Umschreibung dessen, was noch nicht i.[nventarisiert] ist? 
Darauf muß die Antwort auch gerichtet sein. 

Ich möchte zur Diskussion stellen die Frage des Verhaltens. Sind wir bereit, den 16. 
zum Stichtag zu machen, von da unsere Verpflichtung anzuerkennen und sind wir 
bereit, die Sache so zu beschleunigen, daß die Kommissionen bald hinauskommen und 
uns nicht unnütz Geld kosten? Die Verfassung der Note und der Kabinettsbeschluß 
werden eine spätere Sache sein. 

Sochor: Der springende Punkt nach den Ausführungen Renners wäre, ob die [Verkäufe der] 
Sachdemobilisierung einschließlich der Lufag-Verkäufe sofort mit Rücksicht auf die 
bevorstehende R[atifikation] eingestellt werden sollen? 

Renner: Jeder Verkauf muß der gemischten Kommission vorgelegt werden. Was bis zum 16. 
verkauft ist, ist verkauft. 

Sochor: Das wäre möglich, weil die Verkäufe stattfinden aufgrund von sukzessiv einlaufenden 
I.[nventaren]. Darum ist es möglich zur Verabschiedung dieser I.[nventare] 
i.[nterallierte] Kommissionsmitglieder hinzusetzen, welche die I.[nventare] 
durchsehen und abstreichen können - vorausgesetzt, daß bis dahin der Büroapparat 
eingerichtet werden kann. Ein kurzer Aufschub wäre in wirtschaftlicher und 
finanzieller Hinsicht sehr ?verderblich. Wenn das Büro bis zum 16. eingerichtet 
werden kann, dann kann die zulässige Kontrolle der Verkäufe stattfinden. Renner hat 
erwähnt, daß die Verarbeitung zulässig sein soll. Diese Möglichkeit müßte von der 
Entente zugestanden werden. Dafür ist die Einsetzung gemischter Kommissionen nach 
dem Vorschlag B[arès] ein ausgezeichnetes Mittel. 

Smitka: Zur Zeit unserer Beratung war uns die R[atifikation] am 16. nicht bekannt. Das 
Datum war noch unbestimmt. Da wir nun diesen Tag als Stichtag bezeichnen können, 
ist es möglich, einen Ausweg in der Weise zu finde, daß wir ohne Pr.[äjudiz] die 
Tatsache feststellen, daß erst mit der R[atifikation] des Friedens die Dinge erst 
bindend werden, ohne Rückwirkung. Die Frage, ob wir verkaufen könnten, wird erst 
später entschieden werden können. 

Renner: Ein Telegramm von Paris sagt, daß der 16. Juli noch nicht sicher ist. Wir können ihn 
nicht als fixen Termin annehmen, sondern den Tag der R[atifikation]. Aber es wird der 
16. oder einer der nächsten Tage sein. 

Linder: Wir haben keine andere Möglichkeit, die Note anders zu beantworten als R.[enner] 
vorgeschlagen [hat]. 

Es muß jede Bindung unterbleiben [und versucht werden], daß uns ein längerer 
Zeitraum als der rechtliche gewährt wird, um die Maßnahmen in Kraft treten zu 
lassen. Ein Aufschub von Tagen und Stunden ist für enorme Werte von 
ausschlaggebender Bedeutung. Es liegen Kaufanbote vor für gewisse Materialien, für 
die sich der Verkäufer die Entscheidung bis zur letzten Minute vorbehalten hat. Es 
sind große Quantitäten an Material transportbereit, für welche die 
Versendungsmöglichkeit noch nicht gegeben war, aber bald gegeben sein dürfte. 
Diese Umstände müßten berücksichtigt werden, um die Möglichkeit einer 
dil.[atorischen] Behandlung herbeizuführen. Ich habe von den Ententevertretern den 
Eindruck, daß die offiziellen Noten darüber hinausgehen, wie sie es praktisch 
durchführen wollen. 

Maßgebend ist die Auffassung der Entente, was Kriegsmaterial ist - ob sie den 
Begriff anerkennen werden, daß Kriegsmaterial nur solches ist, welches sich in dieser 
Verfassung für Kampfzwecke verwenden läßt oder ob sie den Begriff uns aufzwingen 
werden, daß alles Kriegsmaterial ist. Im letzteren Fall kann es schlimm werden, denn 
dann kann jede Drehbank als Kriegsmaterial betrachtet werden. 
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Es wäre wünschenswert, wenn der Standpunkt des Äußeren von der Entente 
angenommen würde und ich wäre sehr dankbar, wenn sich das Äußere über die 
Auffassungsmöglichkeiten der Entente -. 

Gröger: [Ich] bitte für die staatlichen Industriewerke, daß sie bei den Kommissionen beteiligt 
werden, da wir am besten beurteilen können, was von uns für - [von] Wert ist und was 
verschmerzt werden kann. [Bezüglich] der Definition [von] Kriegsmaterial ist von - 
[für] uns von eminenter Bedeutung, daß die Entente die Definition des Äußeren 
anerkennt: Ausschließlich und unmittelbar für Kampfzwecke. Wenn wenigstens die 
letzten Worte angenommen werden, wäre schon viel erreicht. Würde der Begriff weiter 
gedehnt werden und alles am 16. Juli eintreten, die Einstellung der Umarbeitung und 
der Verkäufe, dann würden nicht nur die staatlichen Industriewerke, sondern auch die 
Privatindustrie zur Einstellung gezwungen sein. 

Wir bitten, daß der Termin hinausgeschoben wird und wenn das nicht möglich ist, 
daß den Fabriken möglichst [eine] Erleichterung geschaffen wird. [Ihre 
Schwierigkeiten wären] viel größer als [die] der Hauptanstalt, welche eher den 
Wünschen nachkommen kann als die Industrie. 

Wir werden den Entente-Kommissionen in den Fabriken I.[nventare] über das 
Material vorlegen, welches verarbeitet wird, aber der Betrieb und die Erzeugung darf 
durch bürokratische Maßnahmen der Offiziere nicht erschwert werden. Ich bitte, daß 
es den Entente-Kommissionen nahegelegt wird, in den Fabriken mit möglichster 
Schonung vorzugehen. 

Miklas: Die Mitteilungen über Garonne sind sehr bezeichnend. Er steht Österreich freundlich 
gegenüber. Er macht uns Vorwürfe, daß wir das Kriegsmaterial nicht schon haben 
verschwinden lassen. Es ist das eine Mahnung an unsere Versäumnisse in der Zeit seit 
dem Umsturz. Wir haben immer darauf gedrängt, mit dem Kriegsmaterial raschestens 
aufzuräumen. Jetzt hören wir, daß es noch eine Reihe von Dingen gibt, welche noch 
nicht inv.[entarisiert] sind. Wenn diese Dinge in der Öffentlichkeit bekannt werden 
sollten, dann kann der Kabinettsrat keine Verantwortung für die Verzögerung in der 
Veräußerung auf sich nehmen. 

Ob der Standpunkt G.[arones] sich mit der - [die] Auffassung der italienischen 
Allgemeinheit ist, möchte ich bezweifeln, weil Italien seine finanziellen Interessen 
immer am schärfsten vertreten hat. Ich bitte, in den wenigen Tagen bis zur 
R[atifikation] möglichst alles veräußerliche Material an den Mann zu bringen. 

Renner: Beschlußformel - Wie an Z.[uccari] und nach Paris geantwortet wird, [soll] dem 
Äußeren vorbehalten werden. Die Int.[entionen] des Kabinetts sollen festgelegt 
werden in folgender Formel: Unter Wahrung der Rechtsauffassung, daß die 
Kontrollrechte der Kommission, die gesamten Pflichten aus dem Frieden erst -. 

Direktor Leisch [r: Leifer]: Es sind zwei Fragen zu entscheiden. Die Wahrung des 
Rechtsstandpunktes für die Zeit vor der R[atifikation] - ein Präj.[udiz] ist noch 
möglich: Ein Veräußerungsverbot ist im Friedensvertrag enthalten. Das trifft nicht zu, 
es heißt: Kriegsmaterial. Wir könnten sagen, Zwirn, Leder, Messing und Metall im 
Rohzustand sind kein Kriegsmaterial und [dies] könnten weiter veräußern ohne uns 
ein Gewissen zu machen. Es wird gut sein, von der R[atifikation] an bei solchen 
Veräußerungen im Einvernehmen mit der gemischten Kommission, wie in der 
Antwortnote vorzugehen. Die Detailbeantwortung muß eine Verwahrung enthalten, 
daß wir zwar bezüglich der Auffassung [von] Kriegsmaterial - uns vorbehalten, wir 
aber mit Rücksicht auf die notwendige Trennung der Materialien in Durchführung des 
Friedensvertrages uns bereit erklären, die Einflußnahme der Entente an[zu]erkennen 
und zu deren Durchführung bereit sind. 

Auch hinsichtlich der praktischen Durchführung der Vorlage der Inv.[entare] ist 
Zeit notwendig. Das I.[nventar] über das Verkaufte kann geliefert werden, es erfordert 
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aber Zeit, etwa vier Wochen. Auch das, was noch verkauft werden soll, erfordert Zeit. 
Der Grund liegt darin, daß man sich über die neue Wehrmacht nicht klar war und 

daher nicht wußte, daß - [was] für das Heerwesen reserv[iert] werden mußte. Es 
wurde - [wird] jetzt erst Material freigegeben werden und kann erst jetzt 
inv.[entarisiert] werden. Daher der Aufschub. Daß es ungeheuer schwer war, das 
Kriegsmaterial so zu verwerten, daß es verschwindet, so waren die Abnehmer, die wir 
im Ausland hatten - sind als Abnehmer nicht in Betracht gekommen. Wir konnten nicht 
nach Ungarn und Polen liefern. Es waren nur die Tschechen als Käufer geblieben, 
welche die Lage ausnützten und die Preise drückten. 

Ich bitte, in der Detailbeantwortung auch den österreichischen Standpunkt 
festzuhalten, daß wir nicht ohne weiters zugeben könnten, was Kriegsmaterial ist. 

Renner: Die Frage, was Kriegsmaterial ist oder nicht, ist erörtert worden. Wir haben uns den 
Abgrenzungen noch nicht unterworfen. Aber wir werden nicht anders behandelt 
werden als Deutschland, [wir können] nur praktisch anders behandelt werden. 

Pflug: Hinweis: Es handelt sich nicht lediglich um Veräußerungen. Diese sind heute ebenso 
schwer möglich wie in ein paar Tagen, sondern um Umformungen des Materials. Auf 
diesem Gebiet ist noch heute eine heftige Bewegung. Das Heeresamt ist genötigt, in 
seinem Bestand 150 Hülsen in die ?Gießereien zu schicken, um es umzuarbeiten lassen 
auf unverfängliches Rohmaterial. 

Smitka: Ich bitte alle Herren, daß die Äußerung G. -. 
Ein weiterer Aufschub als [bis zur] R[atifikation] ist unmöglich. Wir haben selbst 

den Standpunkt eingenommen, daß dies der Stichtag ist und müssen daran festhalten. 
Die praktische Durchführung der Einstellung der Veräußerung und der Umarbeitung 
ist eine Frage der Verhandlungen, um eine Stockung in der Beschäftigung der Arbeiter 
zu verhindern. Das wird bei uns auch wie in Deutschland möglich sein. Dazu dient der 
Antrag, mit Z.[uccari] zu verhandeln. 

Ich möchte mich der Meinung anschließen, daß es - sich eine andere Formel über 
das Kriegsmaterial nicht durchsetzen lassen wird, das Hauptgewicht ist die praktische 
Durchführung. 

Mayr: -. 
Pflug: Jeder Tag des Aufschubs ist ein wesentlicher Gewinn, weil die Umformung 

durchgeführt werden kann. [Ich] bitte, statt 16. den Tag des Inkrafttretens 
anzunehmen. 

Oppenheim: Erwidert auf die Ausführungen Miklas'. Die Hauptanstalt hatte die Aufgabe, das 
eigentliche Kriegsmaterial aus der Verkaufsaktion auszuscheiden. Eine Änderung 
dieses Zustandes trat erst Ende September '19 ein. 

Die Hauptanstalt hat die Bestimmung des Friedens nicht außer Acht gelassen und 
getrachtet, alles mögliche aus dem Bereich der Entente zu bringen. Beweis dessen ist 
der Vertrag mit der Lufag. 

Nachdem im September '19 die Hauptanstalt auch den Abverkauf von Waffen und 
Munition bekam, hat sie sich mit Eifer an diesen Abverkauf gemacht. Bis Ende 
Dezember '19 ist es in der Hauptsache gelungen, um 500 M[illionen] Kronen 
Kriegsmaterial zu verkaufen. Ende '19 trat eine Änderung aus innerpolitischen 
Gründen durch die Sperre nach Polen und Ungarn ein. Es blieb nur der Verkauf an 
die Tschechen. Diese haben selbst Fabriken und nehmen wenig ab. Nach Rumänien 
und Jugoslavien konnten wir nichts abverkaufen, weil sie eine andere Ausrüstung 
haben. 

Die verschiedenen Depots waren in der Verwaltung des liquidierenden 
Kriegsministeriums. Dessen Organe gehörten verschiedenen Nationalitäten an und 
haben nach dem Umsturz die Flucht ergriffen. Es waren Depots ohne Verwaltung und 
hatten keine Inv.[entar], die übrigen stimmten nicht. Es wurden keine Inv.[entare] 
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während des Krieges aufgenommen, sondern alles buchmäßig geführt. Die 
Materialien wurden nicht mit einem Schlage, wie es der Staatsrat beabsichtigte, 
übergeben, sondern es fanden monatelange Übergaben statt. Auch heute finden solche 
Übergaben statt. Es wurde übergeben vom liquidierenden Kriegsministerium dem 
Staatsamt und von diesem der Hauptanstalt. Es erfolgte die Übergabe 
bruchstückweise. Ein Inv.[entar] ist durchführbar, aber ein Gesamtinventar müßte den 
Verkauf sperren, weil das die - Die Inv.[entare] haben mit dem Abverkauf [...] 
Kriegsmaterial nichts zu tun. 

Die vorgeschlagene Lösung entspricht den Interessen der österreichischen 
Volkswirtschaft. Die gemischten Kommissionen, wenn sie sich an eine klare Definition 
des Kriegsmaterials halten, werden - die österreichische Volkswirtschaft mit den 
vorhandenen Sachen zu versorgen. Die Frage der [...] des Erlöses ist eine andere 
Frage. 

Renner: Die Beschlüsse des Kabinettsrates sollen nicht nur Protokoll-Beschlüsse sein. Ich 
habe Gewicht darauf gelegt, daß alle interessierten Stellen geladen werden, damit 
gegenüber den Kontrollkommissionen eine durchaus einheitliche Haltung aller 
Organe Platz greife. Ich bitte, die Vorstände aller Abteilungen dahin zu informieren, 
daß jedem Entente-Offizier durchaus einheitlich gegenüber getreten wird. Etwa: Bis 
vor der R[atifikation] sind wir frei, von da an ziehen wir uns aus bis auf das Hemd. 

Alle Faktoren müssen das größte Entgegenkommen zeigen. Es soll jetzt der Apparat 
vorbereitet werden, welcher mit der R[atifikation] in Kraft treten ist - [wird]. Ein 
solches einheitliches Verhalten aller Stellen wird die volle Klarheit unserer Absichten 
beweisen und uns vor dem Anschein von Winkelzügen schützen. Wir dürfen nicht in 
dieselbe moralische Lage kommen wie das Deutsche Reich. Das müssen wir verhüten. 

Die Überwachung kann selbstverständlich auch früher einsetzen. Es gibt viele 
Punkte, wohin man die Herren schon führen kann. Man kann ihnen die I.[nventare] 
des Verkauften früher geben, weil dadurch unser Standpunkt, daß wir zum Verkauf 
berechtigt waren, nicht berührt wird. Wo in[teralliierte] Kommissionsmitglieder der 
Hauptanstalt zugeteilt sind, kann man ihnen die Inv.[entare] über das Verkaufte schon 
vorlegen, damit sie beschäftigt werden. Es muß immer die größte Bereitwilligkeit 
gezeigt werden. 

Daß erst Ende '19 das typ[ische] Material der Hauptanstalt zugeführt wurde, geht 
darauf zurück, daß erst der Friedensvertrag den Stand der Wehrmacht feststellte. Der 
11. September war der R[atifikations]tag, am 19. September wurde der - Es liegt kein 
Verzug vor. 

Der Vertrag mit der Lufag ist kein Verkaufsvertrag wegen der Ungewißheit des 
Objekts und des Preises und infolge der nicht vollzogenen Übergabe. Der Vertrag ist 
daher anfechtbar und wir auch angefochten werden. Mit diesem Vertrag werden wir 
kein besonderes Glück haben. 

Was den Zeitpunkt der Behinderung des Verkaufs an Polen betrifft, ist [das] nicht 
der erste Jänner. 

[Zur] Übernahme aufgrund von Inventaren: Nach den Beschlüssen des 
Kabinettsrates war eine Totalübernahme nicht ausgeschlossen. Die Hauptanstalt hätte 
[einen] entsprechenden Antrag stellen müssen. 

 
 

[KRP 201, 10. Juli 1920, unbekannter Stenograph] 
 
201., 10./ 7. 
Wilfling, Smitka, Buchinger, Ippen, Sochor. 
Industriewerke: Gröger, Fischer. 
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Oberst Schneller und Pflug. 
 
1. 
Reisch: Budgetprovisorium. [Ich bitte um] die Ermächtigung, ein neues Budgetprovisorium 

einbringen zu dürfen, außerordentlich dringlich, schon Dienstag. 
Heikel [ist] nur die Frage der Kreditermächtigung. Derzeit einen Überblick über 

das Budget 20/21 haben wir noch nicht, das Defizit wird aber voraussichtlich eine 
Steigerung erfahren. Mit einem bestimmten Eingang aus den Steuern kann ich heute 
noch nicht rechnen. 

Daher [ist es] ratsam, eine Aufrundung der Kreditermächtigungsziffer 
vorzunehmen. Allerdings unangenehmer Eindruck in der Öffentlichkeit, Vorschlag mit 
4 Milliarden Kreditermächtigung. 

Es muß aber klargestellt werden, wie die Rohstoff- und Lebensmittelkredite zu 
behandeln sind. Goldschatzbons, für diese brauche ich eine formelle Ermächtigung. 

Angenommen. 
 
 
2. 
Reisch: Einreihung der Dienstorte in höhere Bezugsklassen. 

Bericht über die Kabinettskonferenz. Schon in der Friedenszeit war es unmöglich, 
genaue Haushaltungsstatistiken aufzustellen, welche über die Teuerungsverhältnisse 
in den einzelnen Orten [Aufschluß] hätten geben können. Heute [ist es] gänzlich 
unmöglich, ein klares Bild über die Teuerungsverhältnisse zu gewinnen. 

In den verschiedenen Ländern sind die Verhältnisse sehr verschieden. 
Oberösterreich [ist] derzeit das billigste [Land], von da aus sollte aufgebaut werden. 
Aus politischen Gründen und aus Gründen der Rechts-Continuität ist es aber 
unmöglich, Linz anders zu behandeln wie die anderen Landeshauptstädte. 

Es erübrigt somit nur ein sorgfältiges Abwägen aller Orte. Die Landes-
Commissionen, welche eigentlich reine Interessentenvertretungen sind, waren nicht 
gerade das beste Instrument, sie waren sehr liberal. 

Die Cabinettskonferenz [kam] dahin [zur] Einigung, [daß sie] im Hinblick darauf, 
daß die Finanzverwaltung die ganze Einreihung in sorgfältigster Weise vorgenommen 
hat, und es dem Kabinettsrat unmöglich ist, eine Beschlußfassung im Detail zu fassen, 
sich zum Antrag bekennt, die Vorlage der Finanzverwaltung unverändert zur Annahme 
zu empfehlen. 

Angenommen. 
 
 
3. 
Renner: Kriegsmaterial. 
Mayr: Zwei Gesetze, einige Bestimmungen des Strafgesetzes. 
Angenommen. 
 
 
4. 
Renner: Kontrollausschüsse, Kriegsmaterial. 

Zucc[ari]: 1.) verlangt, daß ein bestimmter Termin festgesetzt wird, von dem an 
Veräußerungen und Umarbeitungen von Kriegsmaterial nur aufgrund der Zustimmung 
der Kommission erfolgen kann. 

2.) daß endlich einmal ein Inventar vorgelegt wird (was verkauft wurde, was da 
und schon verkauft ist und was da [ist], aber noch nicht inventarisiert wurde, also 
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gemeinsame Inventarisierung). 
Nach den Ergebnissen von Spa wird es auch für uns zwecklos sein, Widerstand zu 

leisten. 
Zucc[ari] will bis Dienstag [eine] Antwort. 

Mayr: Begrüßt Smitka und Buchinger. 
Sochor: Die sofortige Einstellung, insbesondere der Verarbeitung alles dessen, was die 

Entente als Kriegsmaterial auffassen könnte, würde unsere industrielle Tätigkeit 
lahmlegen. 

Nach dem Dafürhalten des Staatsamtes für Handel ist nur möglich, was Oberst 
Barr [r: Barès] vorschlägt: [Eine] Commission zusammensetzen, 
Treuhandkommission und Kontrollkommission der Entente. [Diese wäre] mit der 
Beschlußfassung zu beauftragen in den strittigen Fragen. 

Der Vorschlag, einen bestimmten Termin aufzustellen, von dem an Veräußerungen 
und Umarbeitungen ..., ist unmöglich. Barès Vorschlag weicht von der Linie ab, die in 
Paris festgelegt wurde - also nicht nur die Entente hat zu entscheiden, gemischte 
Kommission. 

Die Note soll also - dahin [zu] beantworten wäre, daß die Regierung sofort die 
nötigen Weisungen geben wird, um in Fühlungnahme mit den militärischen 
Kontrollkommissionen alles Erforderliche vorzukehren, damit ehestens die 
erforderliche Durchführung des Friedensvertrages ins Werk gesetzt wird. 

Smitka: [Ich] will [ein] Bild geben über die Sache. Wir sind bis heute auf dem Standpunkt 
gestanden, daß die Bestimmungen des Friedensvertrages erst mit dem Tag ihre 
Wirksamkeit haben, mit dem die Ratifizierung erfolgt ist. Bis dahin [haben wir] freie 
Hand zu verkaufen. Der Großteil des reinen Kriegsmaterials würde - [wurde] schon 
durch den Waffenstillstandsvertrag erfaßt und zur Ablieferung gebracht. 

In der letzten Note des Millerand ist bestimmt worden, daß die österreichische 
Regierung sofort einen Tag bekannt zu geben habe, an welchem die Veräußerung und 
Verarbeitung des Kriegsmaterials eingestellt wird und eine Kontrolle bestellt wird - 
Kommission bestellt wird. 

Das Material soll sortiert werden in a) Kriegsmaterial, dieses soll abgeliefert oder 
zerstört werden; b) Kriegsmaterial nicht im engeren Sinn. Beide sollen nach dem Wert 
berechnet [werden] und [wir] werden damit belastet werden. 

Nun hat hier die Militärüberwachungskommission noch eine weitere Verschärfung 
gegeben: Die Entscheidung darüber, was a) und b) ist, wird gefällt von den Offizieren 
der Entente. 

Wir leugnen nun das Recht der Entente, vor der Ratifizierung des Vertrages solche 
Kontrollrechte auszuüben. Nachher sollen aber der Schätzung und Kontrolle auch 
Sachverständige von unserer Seite beigezogen werden. 

Wir haben in dieser Richtung schon ein Präjudiz durch die Lufag-Sache. Dort hat 
der französische Offizier schon zugegeben, daß zu dem Offizier von ihnen, welcher zu 
beurteilen hat, auch zwei Sachverständige von uns zugezogen werden. 

Nun wird die Frage anstehen, ob die Entente ein Recht hat, auf alles, was man 
unter dieses Wort Kriegsmaterial subsumieren kann. Wenn wir einige Tage vor der 
Ratif[izierung] das aufgeben und das soll geschehen nach der Note des Äußeren, so 
scheint uns, daß wir diesen Standpunkt, den wir bisher hartnäckig vertreten haben, in 
der letzten Stunde aufgegeben haben. 

Wir sollten also sagen, daß wir bereit sind, sofort die systematische Organisierung 
der Kontrolle vorzunehmen und derart vorzubereiten, daß diese Kontrolle sofort mit 
der Ratifizierung auszuüben [ist]. 

Wir sollten auch sagen, daß es der Entente anheim gestellt ist, sofort mit der 
Ratifizierung vorzugehen. 
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In Übereinstimmung mit anderen Staatsämtern, der Industrie und der 
Sachdemobilisierung sind wir zur Übereinstimmung gelangt, daß [man] die Note des 
Äußeren nicht so abzugeben hätte, wie sie in Aussicht genommen ist. 

Nun zur Klage Zuccaris, daß er keine Antwort bekommen kann. Die Kommission 
hat - in einigen Wochen so viele Fragen verfaßt hat, daß ich gesagt habe, die 
Kommission - daß es unmöglich ist, alle diese Fragen zu beantworten. Wir werden 
alles tun, um diese Fragen so rasch als möglich zu beantworten. 

Miklas: Mit der Note Millerands ist der Vorgang Barès' nullifiziert. Wenn wir den Standpunkt 
der Macht der Entente anerkennen, dann ist es möglich, daß diese gnadenweise 
denselben Vorgang einschlägt wie [es] Barès gemacht hat. 

Die rechtlichen Verhältnisse. Da stehe ich ganz auf dem Standpunkt Smitkas. Das 
nützt aber an der Tatsache nichts, daß wir einem Machtdiktat der Entente gegenüber 
stehen. Für eine Regierung muß es aber noch andere Gesichtspunkte geben. Wir 
mußten [auch] den Frieden annehmen. Es handelt sich höchstens um die Frage, ob es 
gleich zu geschehen hat oder erst nach der Ratifikation. 

Ich wäre also dafür, den Antrag des Staatssekretärs für Äußeres schweren Herzens 
unter gleichzeitiger Wahrnehmung unseres Rechtsstandpunktes, unserer 
Rechtsauffassung, zuzustimmen. In höflicher Form soll [man] ihr sagen, daß wir erst 
nach der Ratifikation dazu gezwungen werden können, daß wir aber das gleich 
machen. 

Smitka: Barès' Vorschlag ist nicht eine Anordnung der Entente, sondern eine Vereinbarung 
mit der Kommission. 

Renner: [Ich möchte] zunächst feststellen, welche Taktik unsere Regierung bisher eingehalten 
hat und die Umstände, welche es notwendig gemacht haben, jetzt eine andere Taktik 
einzuschlagen. 

Der Rechtszug ist folgender: Heeresüberwachungsausschuß unter Zucc.[ari], 
Marineüberwachungsausschuß [unter] Canciani und Luftfahrtüberwachungsausschuß 
unter der Leitung Barès'. Alle stehen unter der Botschafterkonferenz, also Millerand. 

Man kann die passive Resistenz forttreiben, aber verkaufen kann man [nur] bis zum 
16. d. M., [danach] nicht [mehr] mit gutem Gewissen. 

Nun handelt es sich darum, soll man nicht das, was man muß, freiwillig machen, 
was einem eine günstigere Position gibt, [oder] sollen wir uns in dieselbe Position 
treiben lassen wie die Deutschen in Spa? Dann die Frage, ob wir den Leuten nicht den 
weitestgehenden Einblick zu gewähren - damit wir im guten Glauben sind? 

Mit dem Tag der Rat[ifizierung] hat eine Änderung unseres ganzen Verhaltes 
einzutreten. Die Antwort müßte dahin lauten, daß nach unserer Rechtsauffassung bis 
zum Tag der Rat[ifizierung] die Freiheit des Verkaufs bestanden hat, daß am 16. 
dieser Stichtag gegeben ist. Von diesem Tag [ist] jede Veräußerung und Verarbeitung 
unzulässig. 

Das Wichtigste: Ist die Hauptanstalt für Sachdemobilisierung in der Lage, der 
Überwachungskommission zur Verfügung zu stellen ein Inventar der veräußerten 
[Materialien], der Dinge, die da sind und [eine Umschreibung der Dinge], die noch 
nicht invent[arisiert] sind? 

Ich möchte also im Kabinettsrat die Frage unseres Verhaltens zur Diskussion 
stellen: 16., etc. ... Diese taktische Entscheidung möchte ich haben vom Kabinettsrat. 

Sochor: Der springende Punkt wäre jetzt der, ob die Sachdemobilisierungs-Verkäufe sofort 
eingestellt werden sollen? 

[Ein] kurzer Aufschub wäre recht empfindlich. Wenn es möglich ist, dieses Büro bis 
16. /7. einzurichten, können die Abverkäufe gewiß stattfinden. 

Smitka: Damals, als wir das beraten haben, war uns der Termin des 16. noch nicht bekannt. 
Linder: Die Note Millerands kann nicht anders beantwortet werden wie Renner sagt. 
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Jedoch [wäre] möglichst [eine] Verlängerung anzustreben. Transportmittel für 
schon abgeschlossene Verträge. Die Sache sollte dilatorisch behandelt werden. 

Gröger: Staatliche Industriewerke: Bittet, daß die staatlichen Industriewerke auch bei den 
Kommissionen beteiligt sind. [Bezüglich der] Definition [von] Kriegsmaterial [ist 
von] höchster Bedeutung, daß [sie] auch von der Entente angenommen wird (nur für 
"Kampfzwecke"). 

Miklas: General Garones Mitteilungen [sind] sehr bezeichnend. Es wurde im Kabinettsrat 
immer gedrängt auf die rascheste Aufarbeitung und heute hören wir, daß noch nicht 
alles inventarisiert ist. Das ist unglaublich. [Man sollte trachten], möglichst rasch 
alles Material noch an die Hand - [den Mann] zu bringen. 

Renner: Antrag: 
Unter Wahrung der Rechtsauffassung, daß die .... 

Direktor Dr. Leifer: -. 
Oberst Dr. Pflug: Es handelt sich nicht lediglich um Veräußerungen, sondern um 

Umformungen des Materials. Bittet, damit nicht 16. gesagt [wird], sondern nur 
Termin. 

Smitka: Ein weiteres Hinausschieben über den 16. [ist] unmöglich. 
Oppenheim: Nimmt die Hauptanstalt in Schutz wegen Miklas Einwendungen. 
Mayr: -. 
Renner: Es soll eine durchaus einheitliche Haltung aller Organe gegenüber den Entente-

Vertretungen durch die heutige Sitzung erzielt werden. Bis vor dem Tag des 
Austausches der Rat[ifizierungs]urkunden sind wir frei, nachher ziehen wir uns aus 
bis auf das Hemd. 

Jetzt wird nur der Apparat vorbereitet werden bis zu dem gewissen Tag. Es soll der 
Anschein vermieden werden, daß wir Winkelzüge machen. 

Die Überwachung kann man selbstverständlich schon früher einsetzen lassen. 
 
¼ 12. 
 
 


















































